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hat der 1. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 28. März 2023 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Keller  
und die Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. Fleuß und Böhmann 
und die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Dr. Wittkopp und Fenzl 
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshofs vom 29. Juli 2021 wird zurückge-
wiesen. 
 
Der Kläger trägt die Kosten des Revisionsverfahrens. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger ist eine Nichtregierungsorganisation, die Asylverfahrensberatung 

durchführt. Er begehrt für seinen "Infobus für Flüchtlinge" nebst Beratungsper-

sonal den Zugang zu den oberbayerischen Aufnahmeeinrichtungen des Beklag-

ten, um seine Beratungsleistungen Asylsuchenden anzubieten und diese bei Be-

darf zu beraten. 

 

Seit dem Jahr 2001 bieten der Kläger und Amnesty International im Rahmen 

des Gemeinschaftsprojekts "Infobus für Flüchtlinge" eine kostenlose Beratung 

für Asylsuchende in Erstaufnahmeeinrichtungen in … an. Der Bus, in dem die 

Beratung stattfindet, fährt die Aufnahmeeinrichtungen in der Regel ein- bis 

zweimal wöchentlich an. Die Modalitäten der Zufahrt und des Zugangs wurden 
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mit den Verantwortlichen des Beklagten zeitweise und unterschiedlich festge-

legt. Teilweise wurden Zufahrt und Zugang schlicht geduldet, teilweise fand und 

findet die Beratung auch vor den Aufnahmeeinrichtungen statt. 

 

Als der Kläger sein Beratungsangebot im Jahr 2017 ausweiten wollte, teilte ihm 

die Regierung von Oberbayern per E-Mail mit, für den Infobus bestehe keine 

Einfahrtsberechtigung auf das Gelände der Einrichtung … In zwei Telefonaten 

wurde dem Kläger erklärt, der Infobus solle auch zu den anderen Einrichtungen 

in Oberbayern keinen Zugang erhalten.  

 

Auf die Bitte des Klägers um schriftliche Mitteilung und Begründung der Ent-

scheidung teilte ihm die Regierung von Oberbayern mit Schreiben vom 8. Ja-

nuar 2018 mit, aufgrund des Ruhebedürfnisses der Bewohnerinnen und Bewoh-

ner und aus sicherheitsrechtlichen Gründen, nicht zuletzt des Brandschutzes, 

sei der Zugang zu den Unterkünften reglementiert. Grundsätzlich werde Zugang 

nur den Personen gewährt, die in der Aufnahmeeinrichtung wohnten oder zu 

ihrem Betrieb beitrügen. Asylverfahrensberatung falle nicht unter die Angebote, 

die zwingend in den Unterkünften durchgeführt werden müssten. Den Asylsu-

chenden werde der Zugang zum Angebot des Infobusses gewährt. An sämtlichen 

Unterkünften bestehe die Möglichkeit, in fußläufiger Entfernung auf öffentli-

chem Grund zu parken. Es könne Informationsmaterial ausgelegt und auf das 

Angebot sowie den jeweils aktuellen Standort des Infobusses hingewiesen wer-

den. Auch die Asylsozialberatung und die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der 

Regierung Oberbayern wiesen auf das Angebot hin. 

 

Der Kläger hat daraufhin Klage erhoben und sich unter anderem auf Art. 18 

Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU berufen. In der mündlichen Verhandlung vor 

dem Verwaltungsgericht hat der Beklagte klargestellt, dass sich die erklärte Zu-

gangsverweigerung nur auf den Fall des "anlasslosen" Zugangs ohne vorherige 

"Mandatierung" beziehe. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Infobus-

ses einschließlich der sie begleitenden Dolmetscher werde ähnlich einem man-

datierten Rechtsanwalt dann Zugang zu den Aufnahmeeinrichtungen gewährt, 

wenn ein Asylsuchender sie konkret zur Beratung angefragt habe. In diesem Fall 

werde für die Beratung eine Räumlichkeit zur Verfügung gestellt. In Bezug auf 
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die Fallkonstellation der vorherigen Mandatierung haben die Beteiligten sodann 

den Rechtsstreit übereinstimmend in der Hauptsache für erledigt erklärt. 

 

Die im Übrigen aufrecht erhaltene Klage hatte teilweise Erfolg. Das Verwal-

tungsgericht hat festgestellt, dass das sich aus den verschiedenen Äußerungen 

des Beklagten ergebende "Zugangsverbot" für den Infobus und dessen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern rechtswidrig sei, und den Beklagten verurteilt, über 

das Begehren auf Zugang zu "anlassunabhängiger Asylverfahrensberatung" zu 

den vom Kläger genannten Aufnahmeeinrichtungen des Beklagten unter Beach-

tung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden. Die weitergehende 

Klage hat es abgewiesen.  

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Urteil vom 29. Juli 2021 die Berufung des 

Klägers zurückgewiesen und auf die Anschlussberufung des Beklagten die Klage 

insgesamt abgewiesen. Der Kläger habe keinen Anspruch auf Zufahrt des In-

fobusses und Zugang der beratenden Personen zu den Aufnahmeeinrichtungen 

ohne vorausgegangenen Beratungswunsch eines Asylsuchenden. Ein solcher 

Anspruch ergebe sich nicht aus § 12a AsylG (a. F.). Die darin vorgesehene indi-

viduelle Asylverfahrensberatung durch das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge (nachfolgend: Bundesamt) oder durch Wohlfahrtsverbände umfasse 

nicht die Rechtsberatung im Sinne des Rechtsdienstleistungsgesetzes. Der Klä-

ger sei auch kein Wohlfahrtsverband im Sinne der Vorschrift, da er nicht zu den 

Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege zähle. Angesichts des Wortlauts 

und der amtlichen Begründung vermittele § 12a AsylG zudem allenfalls Asylsu-

chenden, nicht aber den Verbänden einen Anspruch auf Asylverfahrensbera-

tung. Jedenfalls gewährleiste die Regelung kein anlassloses Zugangsrecht. Die 

Entscheidung, den Zugang nur dann zu gewähren, wenn ein Asylsuchender den 

Kläger mandatiert habe, und im Übrigen den Zugang nur solchen Organisatio-

nen zu eröffnen, bei denen soziale Aspekte im Vordergrund stünden, sei nicht zu 

beanstanden. Ein Zugangsanspruch des Klägers folge auch nicht aus Art. 2 

Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG. Art. 2 Abs. 1 GG begründe im Regelfall keine 

Leistungsansprüche.  

 

Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU gewährleiste ebenfalls kein Recht auf 

anlasslosen Zugang. In der Richtlinie sei ein Stufenkonzept angelegt, das auf der 
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ersten Stufe die Bereitstellung von Informationen, auf der zweiten Stufe gemäß 

Art. 18 Abs. 2 Buchst. b die Kontaktaufnahme und auf der dritten Stufe nach 

Art. 18 Abs. 2 Buchst. c den Zugang regele. Der Zugang sei nur denjenigen Per-

sonen und Organisationen zu ermöglichen, mit denen der einzelne Asylsu-

chende zuvor Kontakt aufgenommen habe und deren Unterstützung er wün-

sche. Der Wortlaut des Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU, wonach den ge-

nannten Personen und Organisationen Zugang gewährt werde, "um den Antrag-

stellern zu helfen", spreche dafür, dass ein Zugangsrecht nur bestehe, soweit 

sich der Antragsteller helfen lassen wolle. Nach Art. 19 RL 2013/32/EU müssten 

die Mitgliedstaaten in erstinstanzlichen Verfahren nur "auf Antrag" gewährleis-

ten, dass die Antragsteller unentgeltlich rechts- und verfahrenstechnische Aus-

künfte erhalten. Zudem schließe das in Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU 

enthaltene Zugangsrecht kein Recht auf Zufahrt mit einem Kraftfahrzeug ein. 

Die Zufahrt sei auch nicht erforderlich, weil der Beklagte zugesagt habe, im ab-

gesprochenen Rahmen Räumlichkeiten für die Beratung zur Verfügung zu stel-

len. Art. 18 RL 2013/33/EU verleihe schließlich allenfalls den Antragstellern 

Rechte, nicht aber dritten Personen und Organisationen. Der unionsrechtlich 

verankerte Anspruch der Antragsteller auf Beratung werde nicht verkürzt.  

 

Es bestehe auch kein Anspruch auf erneute Entscheidung über das Begehren auf 

Zugang ohne Mandatierung. Statthaft sei (auch) insoweit die allgemeine Leis-

tungsklage, in deren Rahmen das bei der Ausübung des Hausrechts bestehende 

weite Ermessen des Beklagten auf Ermessensfehler zu überprüfen sei. Solche 

Ermessensfehler lägen nicht vor. Das Bestreben des Beklagten, eine einheitliche 

Zugangsregelung zu schaffen und den Zugang zu den Einrichtungen zwecks 

Aufrechterhaltung der Sicherheit und zum Schutz der Asylsuchenden und ihres 

Ruhebedürfnisses auf ein Minimum zu beschränken, sei nicht zu beanstanden. 

Die unterschiedliche Behandlung von Nichtregierungsorganisationen, die – wie 

der Kläger – Asylverfahrens- und Rechtsberatung anböten und anderen Nicht-

regierungsorganisationen und Wohlfahrtsverbänden, die Hilfsangebote für vul-

nerable Personen machten, verstoße nicht gegen den Gleichheitssatz nach Art. 3 

Abs. 1 GG. Asylverfahrensberatung könne regelmäßig außerhalb der Aufnahme-

einrichtung erfolgen. Soweit vulnerable Personen eine Asylverfahrensberatung 

begehrten, sei dies durch die Möglichkeit des mandatierten Zugangs ausrei-

9 



 
 

Seite 6 von 28 
 

chend gesichert. Aufgrund der verschiedenen Anlässe und Formen der Zugangs-

gewährung habe sich auch kein schutzwürdiges Vertrauen des Klägers in die 

Möglichkeit des anlasslosen Zugangs herausbilden können. Schließlich habe 

sich der Beklagte zurecht auf die ansonsten drohende Bezugsfallproblematik be-

rufen. 

 

Mit der Revision rügt der Kläger eine Verletzung von § 12a AsylG, Art. 18 Abs. 2 

Buchst. c RL 2013/33/EU, Art. 2 Abs. 1 GG, Art. 3 GG, Art. 20 Abs. 3 GG und 

Art. 10 EMRK. Er macht geltend, die individuelle Verfahrensberatung nach 

§ 12a AsylG umfasse jedenfalls nach der zwischenzeitlich in Kraft getretenen 

Neufassung der Vorschrift eine unentgeltliche Rechtsberatung im Sinne der 

Art. 20 und Art. 21 RL 2013/32/EU. Die Asylverfahrensberatung sei auch nicht 

auf die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege beschränkt. § 12a AsylG 

begründe zugunsten der behördenunabhängigen Träger der Asylverfahrensbe-

ratung einen Anspruch auf anlasslosen Zugang zu den Aufnahmeeinrichtungen. 

Auch Art. 3 GG gebiete es, dem Kläger den begehrten Zugang zu ermöglichen. 

Es gebe keinen sachlichen Grund, zwischen dem Zugang der Mitarbeiter des In-

fobusses und dem Zugang der Mitarbeiter konkurrierender Wohlfahrtsverbände 

zu differenzieren. Da die Asylverfahrensberatung gemäß § 12a AsylG a. F. in 

Bayern (bislang) dem Bundesamt vorbehalten und ein Verstoß hiergegen för-

derschädlich sei, beschränke sich die Beratung der Spitzenverbände auf eine 

reine Sozialberatung und den Verweis auf Rechtsanwälte und Angebote anderer 

Organisationen. Die bestehende Beratungslücke könne der Kläger durch sein 

Beratungsangebot schließen. Das Urteil verletze ihn zudem in seinen Rechten 

aus Art. 2 Abs. 1 GG. Als juristische Person habe er das Recht, zu jedermann 

Kontakt aufzunehmen; dieses Recht werde ihm durch die Hausordnung und die 

Zugangspraxis des Beklagten verwehrt. Das Berufungsurteil verletze schließlich 

Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU. Die unmittelbar anwendbare Regelung 

gewährleiste den räumlichen Zugang zur Aufnahmeeinrichtung. Das Erforder-

nis einer vorhergehenden Kontaktaufnahme lasse sich der Richtlinie nicht ent-

nehmen. Asylsuchende müssten sich effektiv beraten lassen können. Ein Zu-

gangsrecht ergebe sich auch aus dem Schutz der Meinungsfreiheit nach Art. 10 

EMRK, der die Informationstätigkeit der klägerischen Mitarbeiter umfasse.  
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Selbst wenn ein Anspruch auf Zugang verneint werde, könne das Hausrecht des 

Beklagten die Zugangsverweigerung nicht rechtfertigen. Es greife in verfas-

sungsrechtliche Rechtspositionen ein und beschränke das Recht auf Kommuni-

kation und körperliche Begegnung in unverhältnismäßiger Weise. Die geänderte 

Zugangspraxis verstoße gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes und gegen 

das Rechtsstaatsprinzip aus Art. 20 GG. Eine ernsthafte Ruhestörung oder Si-

cherheitsgefährdung habe der Beklagte nicht belegt. 

 

Der Beklagte verteidigt das Berufungsurteil.  

 

 
II 

 

 

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Entscheidung des Berufungsge-

richts, dass der Kläger keinen Anspruch auf Zugang zu den Aufnahmeeinrich-

tungen hat, um dort untergebrachten Asylsuchenden ohne vorherige Mandatie-

rung eine Beratung anzubieten, steht im Ergebnis im Einklang mit revisiblem 

Recht (§ 137 Abs. 1 Nr. 1 VwGO). Rechtsfehlerfrei hat das Berufungsgericht dem 

Kläger auch einen Anspruch auf erneute Entscheidung über sein Begehren ver-

sagt, weil die ablehnende Entscheidung des Beklagten keinen Ermessensfehler 

erkennen lässt. Die Klage ist daher insgesamt unbegründet. 

 

1. Die Klage ist zulässig. Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen ist das Kla-

gebegehren allerdings nicht mit der allgemeinen Leistungsklage, sondern mit 

der Verpflichtungsklage in Form der Versagungsgegenklage zu verfolgen (§ 42 

Abs. 1 Alt. 2 VwGO). Der Senat legt das Klagebegehren dahin aus, dass der Klä-

ger eine rechtsverbindliche, grundsätzlich positive Entscheidung des Beklagten 

über die Gewährung des Zugangs (einschließlich der Zufahrt des Infobusses) zu 

den im Klageantrag erwähnten oberbayerischen Aufnahmeeinrichtungen be-

gehrt. Der jeweiligen Ermöglichung des Zugangs als Realakt geht damit ein Ver-

waltungsakt i. S. v. Art. 35 Satz 1 BayVwVfG voraus. Denn als Rechtsgrundlage 

für das geltend gemachte Zugangsbegehren kommt zumindest auch eine Eröff-

nung des Zugangs aufgrund des Hausrechts nach Ermessen in Betracht. Eine 

Ermessensausübung erfolgt aber regelmäßig im Rahmen eines Verwaltungsakts. 

Für den auch vom Verwaltungsgerichtshof nachrangig geprüften Anspruch auf 
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erneute Entscheidung kommt ohnehin nur die Verpflichtungsklage (in Form der 

Bescheidungsklage, vgl. § 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO) in Betracht.  

 

Dem entspricht, dass bereits die namentlich durch das Schreiben des Beklagten 

vom 8. Januar 2018 erklärte Zugangsverweigerung eine verbindliche Rege-

lungswirkung nach außen besitzen sollte und damit als Verwaltungsakt zu wer-

ten ist. Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts war der Beklagte be-

strebt, eine "einheitliche Zugangsregelung" zu schaffen. Das Schreiben war Re-

aktion auf die – als Antrag zu wertende – Bitte des Klägers, für den Fall des 

Festhaltens an der Entscheidung, dem "Infobus für Flüchtlinge" den Zugang zu 

den Aufnahmeeinrichtungen zu verweigern, eine schriftliche Mitteilung nebst 

Begründung der Entscheidung zu erhalten (Schreiben vom 28. November 2017). 

Diese zielte erkennbar auf eine verbindliche Entscheidung und damit auf einen 

Verwaltungsakt. Dass das Schreiben des Beklagten nicht in die Form eines Ver-

waltungsakts gekleidet ist und insbesondere weder Tenor noch Rechtsmittelbe-

lehrung enthält, ändert an diesem Ergebnis nichts. 

 

Der Durchführung eines Vorverfahrens bedurfte es nach § 68 Abs. 1 Satz 2 und 

Abs. 2 VwGO i. V. m. Art. 12 Abs. 2 BayAGVwGO nicht. Die am 23. Februar 

2018 erhobene Klage war auch nicht verfristet. Mangels Rechtsbehelfsbelehrung 

hat die Klagefrist nach § 74 Abs. 2 i. V. m. Abs. 1 VwGO nicht zu laufen begon-

nen (§ 58 Abs. 1 VwGO). Vielmehr war die Erhebung der Klage nach § 58 Abs. 2 

VwGO innerhalb eines Jahres seit Bekanntgabe der ablehnenden Entscheidung 

zulässig. 

 

2. Die Vornahmeklage ist nicht begründet. Der Verwaltungsgerichtshof hat im 

Einklang mit Bundesrecht entschieden, dass der Kläger keinen Anspruch auf 

Zugang seines Beratungspersonals und Zufahrt des Infobusses ohne vorherigen 

Beratungswunsch eines Asylsuchenden hat. Ein solcher Anspruch besteht weder 

nach nationalem Recht (2.1), noch ergibt er sich (unmittelbar) aus dem Unions-

recht (2.2). 

 

Maßgeblicher Zeitpunkt für die rechtliche Beurteilung des vom Kläger geltend 

gemachten Zugangsanspruchs ist grundsätzlich der Zeitpunkt der letzten münd-
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lichen Verhandlung oder Entscheidung in der Tatsacheninstanz. Rechtsände-

rungen, die nach der letzten mündlichen Verhandlung eintreten, sind im Revisi-

onsverfahren zu berücksichtigen, wenn das Tatsachengericht – entschiede es 

anstelle des Revisionsgerichts – sie seinerseits zu berücksichtigen hätte. Da 

über eine Verpflichtungs- oder Leistungsklage regelmäßig und so auch hier nach 

dem aktuell geltenden Recht zu entscheiden ist, hätte der Verwaltungsgerichts-

hof, wenn er jetzt entschiede, die im Revisionsverfahren eingetretenen Rechts-

änderungen zu berücksichtigen gehabt. Für die rechtliche Beurteilung des gel-

tend gemachten Zugangsanspruchs ist deshalb (u. a.) auf das Asylgesetz in sei-

ner aktuellen Fassung der Bekanntmachung vom 2. September 2008 (BGBl. I 

S. 1798), zuletzt geändert durch das am 1. Januar 2023 in Kraft getretene Gesetz 

zur Beschleunigung der Asylgerichtsverfahren und Asylverfahren vom 21. De-

zember 2022 (BGBl. I S. 2817) abzustellen. Damit ist namentlich § 12a AsylG in 

seiner durch dieses Gesetz geänderten Fassung in rechtlicher Hinsicht maßgeb-

lich. Für die Sachlage ist hingegen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Be-

rufungsgerichts abzustellen. 

 

2.1 a) § 12a AsylG in der auf den Rechtsstreit nunmehr anwendbaren, aktuellen 

Fassung begründet den hier geltend gemachten Zugangsanspruch nicht. Das an-

gegriffene Urteil beruht deshalb nicht auf einer Verletzung von Bundesrecht, 

auch wenn das Berufungsgericht seiner Entscheidung – aus damaliger Sicht zu-

treffend, aber nunmehr objektiv rechtsfehlerhaft – die Vorschrift in der ur-

sprünglichen, durch das Zweite Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-

pflicht vom 15. August 2019 (BGBl. I S. 1294) geschaffenen Fassung (§ 12a 

AsylG a. F.) zugrunde gelegt hat. 

 

Während § 12a AsylG a. F. eine primär durch das Bundesamt durchgeführte, 

staatliche und zugleich unabhängige Asylverfahrensberatung vorgesehen hat, 

sollte mit der Neufassung der Vorschrift eine Asylverfahrensberatung durch 

nichtstaatliche Träger flächendeckend eingeführt werden. § 12a Abs. 1 Satz 1 

AsylG sieht hierzu vor, dass der Bund eine behördenunabhängige, ergebnisof-

fene, unentgeltliche, individuelle und freiwillige Asylverfahrensberatung för-

dert. Die Förderung setzt den Nachweis bestimmter Anforderungen zur Sicher-

stellung der Qualität voraus (§ 12a Abs. 1 Satz 2 AsylG). 
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Nach § 12a Abs. 2 AsylG umfasst die Asylverfahrensberatung Auskünfte zum 

Verfahren und sie kann nach Maßgabe des Rechtsdienstleistungsgesetzes auch 

Rechtsdienstleistungen zum Gegenstand haben. Die zwischen den Beteiligten 

umstritten gewesene und vom Berufungsgericht verneinte Frage, ob Asylverfah-

rensberatung im Sinne des § 12a AsylG auch Rechtsberatung umfassen kann, 

hat der Gesetzgeber damit im positiven Sinn beantwortet. Dem steht nicht ent-

gegen, dass Fachkräfte von Behörden nach der Richtlinie 2013/32/EU des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Ver-

fahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 

(ABl. L 180 S. 60 - Asylverfahrensrichtlinie, RL 2013/32/EU) nur mit der Ertei-

lung der in Art. 19 RL 2013/32/EU geregelten Rechts- und verfahrenstechni-

schen Auskünfte (vgl. Art. 21 Abs. 1 RL 2013/32/EU), nicht aber mit Rechtsbe-

ratung (vgl. Art. 21 Abs. 1 Unterabs. 2, Art. 22 RL 2013/32/EU) betraut werden 

dürfen (vgl. UA Rn. 51). Dieser Einwand ist mit der Herausnahme des Bundes-

amtes aus der "unabhängigen" Asylverfahrensberatung gemäß § 12a AsylG n. F. 

hinfällig geworden. Ist das Bundesamt an dieser Asylverfahrensberatung nicht 

mehr beteiligt, muss bei der Bestimmung ihres Umfangs jedenfalls nicht mehr 

auf (etwaige) Grenzen behördlicher Beratung nach der Asylverfahrensrichtlinie 

Rücksicht genommen werden. 

 

Ein Anspruch des Klägers aus § 12a AsylG scheitert auch nicht daran, dass er 

nach Auffassung des Berufungsgerichts kein Wohlfahrtsverband im Sinne von 

§ 12a AsylG a. F. ist. Ob hierzu nur die Verbände zählten, die zu den Spitzenver-

bänden der Freien Wohlfahrtspflege zusammengeschlossen sind (vgl. UA 

Rn. 52), kann dahinstehen, weil § 12a AsylG n. F. nur noch auf die Träger der 

Asylverfahrensberatung abstellt, die jedenfalls nicht von vornherein auf die Mit-

glieder der Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege beschränkt 

sind (siehe auch BT-Drs. 20/4327 S. 22).  

 

Ob Träger der Asylverfahrensberatung im Sinne von § 12a AsylG nur sein kann, 

wer nach dieser Vorschrift vom Bund gefördert wird, was den – hier bisher 

nicht erbrachten – vorherigen Nachweis der Zuverlässigkeit, der ordnungsge-

mäßen und gewissenhaften Durchführung der Beratung sowie von Verfahren 

zur Qualitätssicherung und -entwicklung voraussetzt, bedarf keiner abschlie-

ßenden Entscheidung. Ebenso kann dahinstehen, ob die Vorschrift subjektive 
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Rechte für (potentielle) Träger der Asylverfahrensberatung auf Förderung oder 

Durchführung einer Asylverfahrensberatung begründet. Denn jedenfalls be-

gründet § 12a AsylG keinen Anspruch der Beratenden auf Zugang zu den Auf-

nahmeeinrichtungen für Asylsuchende zu dem Zweck, dort in einer Art "offenen 

Sprechstunde" die Asylverfahrensberatung Asylsuchenden anzubieten, welche 

jene nicht zuvor angefragt haben. Dem Wortlaut der Norm ist (wie bereits der 

dem Berufungsurteil zugrundeliegenden Vorläuferfassung) ein derartiger An-

spruch nicht zu entnehmen; die Frage des räumlichen Zugangs zu Aufnahme-

einrichtungen wird darin ebenso wenig angesprochen wie die für die Beratung 

– und erst recht die Kontaktaufnahme – in Betracht kommenden Örtlichkeiten 

überhaupt.  

 

Die in § 12a Abs. 1 AsylG vorgesehene "Förderung" der behördenunabhängigen 

Asylverfahrensberatung durch den Bund impliziert nicht, dass der Bund den 

Zugang der Träger zu den Aufnahmeeinrichtungen ohne vorherige Mandatie-

rung zu ermöglichen hätte. Der Begründung des Gesetzentwurfs ist zweifelsfrei 

zu entnehmen, dass mit dem Begriff der Förderung eine finanzielle Unterstüt-

zung gemeint ist (BT-Drs. 20/4327 S. 22, 33). 

 

Zur Frage eines Zugangs zu Aufnahmeeinrichtungen verhält sich diese Begrün-

dung (BT-Drs. 20/4327) an keiner Stelle. Auch aus der Entwurfsbegründung zu 

§ 12a AsylG a. F. kann der Kläger im Ergebnis für den hier streitgegenständli-

chen Zugangsanspruch nichts herleiten. Danach sollen zwar für die Durchfüh-

rung der Beratung den Wohlfahrtsverbänden grundsätzlich Räumlichkeiten und 

Sachmittel zur Verfügung gestellt sowie der Zugang zur Aufnahmeeinrichtung 

gewährleistet werden, soweit dies erforderlich ist. Dahinstehen kann, ob dies 

nicht ohnehin nur als ein Appell an die gemäß § 44 Abs. 1 AsylG zur Schaffung, 

Unterhaltung und näheren Ausgestaltung von Aufnahmeeinrichtungen für die 

Unterbringung Asylbegehrender verpflichteten Länder zu verstehen war. Für 

den hier geltend gemachten Anspruch auf Zugang zwecks Anbietens einer Asyl-

verfahrensberatung gegenüber Asylsuchenden, die diese nicht zuvor angefragt 

haben, gibt diese Aussage jedenfalls nichts her. Denn die Bereitstellung von 

Räumlichkeiten und der Zugang zur Aufnahmeeinrichtung sollen gerade nur für 

die Durchführung der Beratung grundsätzlich gewährleistet werden, und auch 
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nur, soweit dies erforderlich ist. Dies gesteht der Beklagte dem Kläger zu; er er-

möglicht dessen Beratungspersonal den Zugang für die Durchführung der (zu-

vor angefragten) Beratung sogar unabhängig davon, ob dies im konkreten Fall 

erforderlich ist, und stellt hierfür auch Räumlichkeiten zur Verfügung. Die vor-

gelagerte Gewinnung von Interessenten wird von der Formulierung "Durchfüh-

rung der Beratung" nicht zwingend mit umfasst. Etwas Weitergehendes ist einer 

effizienten Asylverfahrensberatung auch nicht zwangsläufig immanent. Diese 

kann vielmehr effektiv auch dann in Anspruch genommen werden, wenn die Be-

ratung oder zumindest die Kontaktaufnahme außerhalb der Einrichtung erfolgt, 

wobei die Kontaktaufnahme nebst Terminvereinbarung zudem auch telefonisch 

erfolgen kann. Insofern ist ein Zugang ohne vorherige Mandatierung für die 

Durchführung der Beratung auch nicht erforderlich. 

 

Lässt sich § 12a AsylG nach alledem kein Anspruch der Träger der Asylverfah-

rensberatung auf Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen zu dem Zweck entnehmen, 

dort Beratungsinteressenten zu gewinnen und diese dann zu beraten, kann auch 

eine Zufahrt des – als Beratungsraum dienenden – Infobusses hiernach nicht 

beansprucht werden. 

 

b) Zutreffend hat das Berufungsgericht auch einen verfassungsrechtlich fundier-

ten Anspruch auf den begehrten Zugang verneint. 

 

aa) Ein solcher Anspruch ergibt sich entgegen der Auffassung des Klägers nicht 

aus der durch Art. 5 Abs. 1 GG sowie Art. 10 EMRK geschützten Meinungsfrei-

heit. Zwar kann sich der Kläger als inländische juristische Person nach Art. 19 

Abs. 3 GG auf das Grundrecht der Meinungsfreiheit berufen (vgl. Enders, 

BeckOK Grundgesetz, Epping/Hillgruber, 54. Edition, Stand: 15.02.2023, 

Art.  19 Rn. 42). Die Verweigerung des Zugangs zu den Aufnahmeeinrichtungen 

stellt indes schon keinen Eingriff in den Schutzbereich der Meinungsfreiheit 

dar. Diese umfasst jedenfalls keinen Anspruch auf Zutritt zu Orten, die dem 

Grundrechtsträger ansonsten nicht zugänglich wären. Die Meinungsäußerungs-

freiheit ist vielmehr nur dort gewährleistet, wo dieser tatsächlich Zugang findet 

(vgl. BVerfG, Urteil vom 22. Februar 2011 - 1 BvR 699/06 - [ECLI:DE:BVerfG:

2011:rs20110222.1bvr069906], Fraport, NJW 2011, 1201 Rn. 98). In der Zu-

trittsverweigerung durch einen Träger öffentlicher Gewalt kann deshalb nur 
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dann ein Eingriff in die Meinungsfreiheit liegen, wenn es sich um einen der Öf-

fentlichkeit sonst allgemein zugänglichen Bereich handelt, wie es das Bundes-

verfassungsgericht (BVerfG, Urteil vom 22. Februar 2011 - 1 BvR 699/06 -, 

Fraport, NJW 2011, 1201 Rn. 98) im Falle eines Flughafens angenommen hat. 

 

Aufnahmeeinrichtungen zur Unterbringung von Asylbewerbern sind keine all-

gemein zugänglichen öffentlichen Einrichtungen. § 44 Abs. 1 AsylG verpflichtet 

die Länder zu deren Schaffung und Unterhaltung. Bei der Ausgestaltung der 

Einrichtungen und der dazu bestehenden Zutrittsrechte haben die Länder ihre 

Schutzpflichten gegenüber den Grundrechten der Asylsuchenden zu beachten. 

Sie haben sicherzustellen, dass die Rechte der Asylsuchenden sowie die öffentli-

che Sicherheit und Ordnung in den Unterkünften gewahrt werden. Dies schließt 

eine öffentliche Zugänglichkeit aus. Dem entsprechen die begrenzten Zutritts-

rechte nach der Hausordnung, welche die Regierung von Oberbayern als Inha-

berin des Hausrechts für die Aufnahmeeinrichtungen erlassen hat. Eine in dem 

Werben für ein Beratungsangebot liegende kommunikative Nutzung entspricht 

regelmäßig nicht dem Widmungszweck der Aufnahmeeinrichtungen. 

 

Das geltend gemachte Zugangsrecht folgt auch nicht aus Art. 10 EMRK und der 

hierzu ergangenen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-

schenrechte, die bei der Auslegung und Anwendung des deutschen Rechts zu 

berücksichtigen ist. Namentlich gibt das vom Kläger angeführte Urteil des Ge-

richtshofs vom 8. Oktober 2019 - Nr. 15428/16 - [ECLI:CE:ECHR:2019:

1008JUD001542816] (NVwZ 2020, 1017) zur journalistischen Informationsbe-

schaffung in einem Flüchtlingslager für ein Zugangsrecht zwecks Anbietens ei-

ner zuvor nicht angefragten Asylverfahrensberatung nichts her. Die Meinungs-

äußerungs- und Pressefreiheit eines Journalisten erstreckt sich nach dieser Ent-

scheidung grundsätzlich auch auf den Informationszugang, der Voraussetzung 

für eine fundierte Veröffentlichung ist; dieser Schutz reicht besonders weit, 

wenn der Berichtsgegenstand von öffentlichem Interesse ist. Damit ist der vor-

liegende Sachverhalt nicht vergleichbar. Ein – hier allenfalls in Rede stehen-

des – Zugangsrecht zu nicht allgemein zugänglichen Einrichtungen, um in der 

Einrichtung eine Meinung zu äußern, lässt sich mit dieser Entscheidung nicht 

begründen. 
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bb) Ein weitergehendes Zugangsrecht kann der Kläger auch aus der durch Art. 2 

Abs. 1 GG geschützten allgemeinen Handlungsfreiheit nicht herleiten. Der Klä-

ger begehrt den für Externe nur ausnahmsweise eröffneten Zugang zu Aufnah-

meeinrichtungen, deren Widmungszweck seine allgemeine Handlungsfreiheit 

von vornherein beschränkt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 17. Mai 2011 - 7 B 

17.11 - juris Rn. 9). Aufnahmeeinrichtungen zur Unterbringung von Asylbewer-

bern sind – wie dargelegt – keine allgemein zugänglichen Einrichtungen. Dar-

aus folgt, dass (jedenfalls für andere Personen als die Bewohner selbst) allein 

das Nichtvorhandensein oder die Aufhebung eines Hausverbots oder einer Zu-

trittsverweigerung die einen Zutritt begehrende Person noch nicht – allein kraft 

ihrer allgemeinen Handlungsfreiheit – dazu berechtigt, die Einrichtung zu be-

treten. Vielmehr bedarf es einer positiven Zulassung. Wie das Berufungsgericht 

(UA Rn. 57) zutreffend erkannt hat, kann ein solcher Leistungsanspruch unmit-

telbar aus Art. 2 Abs. 1 GG in aller Regel nicht hergeleitet werden. Für eine Aus-

nahme ist hier nichts ersichtlich.  

 

c) Das dem Beklagten als Inhaber des Hausrechts bei der Zugangsgewährung 

eröffnete Ermessen ist nicht dahingehend auf Null reduziert, dass nur eine posi-

tive Entscheidung über das Begehren des Klägers rechtmäßig wäre. Eine derar-

tige Ermessensreduzierung ist entgegen der Auffassung des Klägers weder unter 

dem Aspekt des in Art. 20 Abs. 3 GG verankerten rechtsstaatlichen Vertrauens-

schutzes (aa) noch unter dem Aspekt der Gleichbehandlung (Art. 3 Abs. 1 GG, 

dazu bb) gegeben.  

 

aa) Die tatsächliche Verwaltungspraxis kann sowohl aufgrund des Gleichheits-

satzes (Art. 3 Abs. 1 GG, dazu bb) als auch aufgrund des im Rechtsstaatsprinzip 

verankerten Vertrauensschutzes (Art. 20 Abs. 3 GG) zu einer Selbstbindung der 

Verwaltung führen (vgl. BVerwG, Urteil vom 25. September 2013 - 6 C 13.12 - 

BVerwGE 148, 48 Rn. 55 m. w. N.). Nach der zutreffenden Rechtsauffassung des 

Berufungsgerichts kann allerdings nur eine einheitliche Verwaltungspraxis ein 

schutzwürdiges Vertrauen in ihren Fortbestand begründen und ist eine Behörde 

selbst im Falle einer solchen einheitlichen Verwaltungspraxis nicht gehindert, 

diese für die Zukunft aus willkürfreien, sachlichen Gründen zu ändern (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 25. September 2013 - 6 C 13.12 - BVerwGE 148, 48 Rn. 55). 

Unter beiden Aspekten hat das Berufungsgericht vorliegend einen Anspruch aus 
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der bisherigen Verwaltungspraxis und dem Grundsatz des Vertrauensschutzes 

rechtsfehlerfrei verneint. Zum einen fehle es bereits an einer einheitlichen Ver-

waltungspraxis in der Vergangenheit. Eine einheitliche, einrichtungsübergrei-

fende Regelung oder Absprache zwischen den Beteiligten sei nicht vorhanden 

gewesen. Der Kläger habe in einigen, nicht in allen Aufnahmeeinrichtungen im 

Zuständigkeitsbereich der Regierung von Oberbayern seit dem Jahr 2011 zeit-

weise mit dem Infobus auf das Gelände einer Aufnahmeeinrichtung fahren kön-

nen, während in anderen Fällen die Beratung in Gemeinschaftsräumen, der 

Kantine oder vereinzelt in den Zimmern der Asylsuchenden durchgeführt wor-

den sei. Teilweise habe die Beratung aber auch vor den Aufnahmeeinrichtungen 

stattgefunden (UA Rn. 93 f.). 

 

An diese Feststellungen des Berufungsgerichts ist der Senat in tatsächlicher 

Hinsicht gebunden, da der Kläger eine durchgreifende Verfahrensrüge insoweit 

nicht erhoben hat (§ 137 Abs. 2 VwGO). Sein Einwand, Ansprechpartner sei für 

ihn stets die Regierung von Oberbayern gewesen, stellt die Feststellungen des 

Berufungsgerichts zum Fehlen einer einheitlichen positiven Zugangspraxis im 

Übrigen nicht in Frage. 

 

Die selbstständig tragende Erwägung des Verwaltungsgerichtshofs, jedenfalls 

habe der Beklagte seine Verwaltungspraxis für die Zukunft in zulässiger Weise 

geändert, steht ebenfalls in Einklang mit Bundesrecht. Das Berufungsgericht 

hat es insoweit zutreffend als willkürfrei angesehen, dass der Beklagte seine 

Praxis dahingehend vereinheitlicht hat, einen Zugang ohne konkrete Anforde-

rung nicht mehr zu ermöglichen, weil dem Ruhebedürfnis der Asylsuchenden 

und der Sicherheit der Einrichtung das höhere Gewicht beigemessen wird (UA 

Rn. 95).  

 

bb) Der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) in Verbindung mit der all-

gemeinen Verwaltungspraxis zwingt ebenfalls nicht dazu, dem Kläger den be-

gehrten Zugang ohne vorherige Beauftragung durch Asylsuchende zu ermögli-

chen. Eine sachwidrige Ungleichbehandlung des Klägers im Verhältnis zu ande-

ren Organisationen und Beratern hat der Verwaltungsgerichtshof ohne Verlet-

zung von Bundesrecht verneint. 
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Dass eine der Organisationen, die in der Einrichtung ständig präsent sind oder 

sonst anlasslos Zugang erhalten, in den Aufnahmeeinrichtungen (auch) Asylver-

fahrensberatung durchführt, ist den Feststellungen des Berufungsgerichts nicht 

zu entnehmen. Der Kläger hat zudem selbst mehrfach vorgetragen, die Wohl-

fahrtsverbände leisteten keine Asylverfahrensberatung; diese Lücke wolle er fül-

len. Insoweit ist mithin schon keine Ungleichbehandlung ersichtlich. 

 

Nach den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts, an die der Senat 

gemäß § 137 Abs. 2 VwGO gebunden ist, gewährt der Beklagte allerdings Nicht-

regierungsorganisationen, Wohlfahrtsverbänden und (sonstigen) Ehrenamtli-

chen, die spezielle Hilfsangebote für typischerweise vulnerable Personengrup-

pen anbieten, den nicht von einer vorherigen Beauftragung abhängigen Zugang 

zu den Aufnahmeeinrichtungen. Dies betreffe etwa den Adressatenkreis von 

psychosozialen Beratungen, Schwangerschaftsberatungen oder der Beratung 

von Frauen, die Opfer von Menschenhandel geworden sind. Ungeachtet des un-

terschiedlichen Adressatenkreises der Beratungsleistungen und der Beratungs-

inhalte wird der Kläger gegenüber diesen Organisationen jedenfalls insoweit un-

gleich behandelt, da seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der "anlasslose" 

Zugang für sein Angebot der Asylverfahrens- und Rechtsberatung verwehrt 

wird. Diese Ungleichbehandlung ist indes sachlich gerechtfertigt. Ohne Rechts-

verstoß hat das Berufungsgericht ein sachliches Differenzierungskriterium darin 

gesehen, dass sich die in den Aufnahmeeinrichtungen präsenten Angeboten an 

einen typischerweise vulnerablen Personenkreis richteten und dass hierbei zu-

dem die Lebens- und Unterbringungsverhältnisse in der Einrichtung eine Rolle 

spielten. Im Unterschied dazu könne die Asylverfahrensberatung regelmäßig 

auch außerhalb der Aufnahmeeinrichtungen durchgeführt werden. Vulnerable, 

nicht mobile Personen, könnten sich nach (z. B. telefonischer) Kontaktauf-

nahme mit dem Kläger in der Einrichtung beraten lassen. 

 

2.2 Der Kläger hat auch unmittelbar aus dem Unionsrecht keinen Anspruch auf 

Zugang und Zufahrt zu den Aufnahmeeinrichtungen zu dem Zweck, dort Asyl-

verfahrensberatung ohne vorherige Beratungsanfrage bestimmter Asylsuchen-

der anzubieten. In Ermangelung entsprechender Anhaltspunkte vermag der Se-

nat der Grundrechte-Charta (etwa Art. 11 Abs. 1 GRC) einen derartigen An-

spruch ebenso wenig zu entnehmen wie den nationalen Grundrechten (dazu 
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siehe oben). Auch im Sekundärrecht ist der geltend gemachte Zugangsanspruch 

nicht verankert. Weder gewährt die Asylverfahrensrichtlinie (RL 2013/32/EU) 

in unmittelbarer Anwendung einen solchen Anspruch (a), noch kann sich der 

Kläger dafür auf eine unmittelbare Anwendung von Art. 18 Abs. 2 Buchst. c der 

Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die 

internationalen Schutz beantragen (ABl. L 180 S. 96 - Aufnahmerichtlinie, 

RL 2013/33/EU) berufen (b). 

 

a) Keine Regelung der Richtlinie 2013/32/EU verpflichtet die Mitgliedstaaten, 

Nichtregierungsorganisationen, die rechtsberatend tätig sind, ohne vorherige 

Beauftragung durch einen Antragsteller Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen 

zwecks Anbietens einer Asylverfahrensberatung zu gewähren.  

 

Der Senat kann offenlassen, in welchem Verhältnis die in § 12a AsylG vorgese-

hene sowie die vom Kläger praktizierte Asylverfahrensberatung zu den unions-

rechtlichen Vorgaben über die unentgeltliche Erteilung von Rechts- und verfah-

renstechnischen Auskünften in erstinstanzlichen Verfahren (Art. 19 RL 

2013/32/EU) und die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung in Rechts-

behelfsverfahren sowie fakultativ auch in erstinstanzlichen Verfahren (Art. 20 

Abs. 1 und 2 RL 2013/32/EU) stehen. Dass der nationale Gesetzgeber mit der 

Regelung über die behördenunabhängige unentgeltliche Asylverfahrensbera-

tung in § 12a AsylG von der durch Art. 20 Abs. 2 RL 2013/32/EU eröffneten 

Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, auch im Verwaltungsverfahren unentgeltli-

che Rechtsberatung zu gewähren, ist zumindest zweifelhaft. Denn angesichts 

des dann bewirkten Ausschlusses der Anwendbarkeit der Mindestregelung des 

Art. 19 RL 2013/32/EU (vgl. Art. 20 Abs. 2 Satz 2 RL 2013/32/EU) dürfte dies 

voraussetzen, dass eine derartige unentgeltliche Rechtsberatung jedem Asylbe-

werber garantiert wird. Dies sollte aber offenbar nicht Regelungsinhalt des § 12a 

AsylG sein, denn nach der Begründung des Gesetzentwurfs sollten Verfügbar-

keit und mögliche Teilnahme keine Auswirkungen auf den Ablauf und das Er-

gebnis des Asylverfahrens haben (vgl. BT-Drs. 20/4327 S. 34). Denkbar ist da-

her auch, dass das in Art. 19 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 1 RL 2013/32/EU unions-

rechtlich verpflichtend vorgegebene Mindestniveau an Beratung in Deutschland 

weiterhin durch den Staat sichergestellt werden soll (im Verwaltungsverfahren 
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durch das Bundesamt gemäß § 24 Abs. 1 Satz 2 AsylG und im gerichtlichen Ver-

fahren durch die Prozesskostenhilfe). Die nationale Regelung des § 12a AsylG 

wäre dann von den unionsrechtlichen Vorgaben unabhängig. Dies bedarf indes 

keiner abschließenden Klärung. Denn auch wenn es sich bei der vom Kläger an-

gebotenen Asylverfahrensberatung um eine Rechtsberatung im Sinne von 

Art. 20 Abs. 1 und 2 RL 2013/32/EU handelte, gewährt diese Richtlinie den vom 

Kläger geltend gemachten Zugangsanspruch nicht. Dieser ist von den verschie-

denen in der Verfahrensrichtlinie enthaltenen Zugangsregelungen nicht um-

fasst.  

 

Nach Art. 23 Abs. 2 RL 2013/32/EU umfasst die Rechtsberatung den Zugang 

des Rechtsanwalts oder Rechtsberaters, der einen Antragsteller unterstützt oder 

vertritt, zum Zweck der Beratung des Antragstellers zu abgeschlossenen Berei-

chen, wie Gewahrsamseinrichtungen oder Transitzonen. Daraus kann der Klä-

ger nichts für sein Begehren herleiten. Weder ist eine Aufnahmeeinrichtung ein 

"abgeschlossener Bereich", den die dort Untergebrachten nicht frei verlassen 

können, noch geht es dem Kläger um den danach allein zu gewährleistenden Zu-

gang zu bestimmten Antragstellern, die ihn zuvor beauftragt haben. Auch die 

tatbestandlichen Voraussetzungen der Zugangsregelungen in Art. 8 Abs. 2 RL 

2013/32/EU (effektiver Zugang zu Antragstellern an Grenzübergangsstellen an 

den Außengrenzen, einschließlich Transitzonen) und Art. 29 Abs. 1 Buchst. a RL 

2013/32/EU (Zugangsrecht des UNHCR) sind nicht erfüllt. 

 

b) Ohne Verstoß gegen Bundesrecht hat der Verwaltungsgerichtshof auch in der 

Aufnahmerichtlinie, namentlich in Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU, ei-

nen Anspruch auf Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen nach den begehrten Mo-

dalitäten nicht verankert gesehen. Art. 18 RL 2013/33/EU regelt die Modalitä-

ten der im Rahmen der Aufnahme gewährten materiellen Leistungen. Absatz 1 

bezeichnet die möglichen Räumlichkeiten der Unterbringung, die unter ande-

rem in Unterbringungszentren erfolgen kann. Absatz 2 verpflichtet die Mitglied-

staaten in Bezug auf diese Unterbringung unter anderem, dafür Sorge zu tragen, 

dass Antragsteller die Möglichkeit haben, mit Verwandten, Rechtsbeistand oder 

Beratern, Personen, die den UNHCR vertreten, und anderen einschlägig tätigen 

nationalen und internationalen Organisationen sowie Nichtregierungsorganisa-

tionen in Verbindung zu treten (Buchst. b), und dass Familienangehörige, 
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Rechtsbeistände oder Berater, Personen, die den UNHCR vertreten, und ein-

schlägig tätige von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannte Nichtregierungs-

organisationen Zugang erhalten, um den Antragstellern zu helfen (Buchst. c 

Satz 1). Der Zugang darf nur aus Gründen der Sicherheit der betreffenden 

Räumlichkeiten oder der Antragsteller einschränkt werden (Buchst. c Satz 2). 

 

Zwar kann sich der Einzelne auf eine – gemäß Art. 288 Abs. 3 AEUV grundsätz-

lich der Umsetzung in nationales Recht bedürftige – Richtlinienbestimmung ge-

genüber dem Staat unmittelbar berufen, wenn dieser die Richtlinie nicht fristge-

mäß oder nicht ordnungsgemäß in nationales Recht umgesetzt hat und die Be-

stimmung inhaltlich unbedingt und hinreichend genau gefasst ist (stRspr, vgl. 

EuGH, Urteile vom 24. Januar 2012 - C-282/10 [ECLI:EU:C:2012:33], 

Dominguez - juris Rn. 33 und 38 m. w. N. und vom 6. November 2018 

- C-619/16 [ECLI:EU:C:2018:872] - juris Rn. 20). Der vom Kläger geltend ge-

machte Anspruch ist Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU aber schon nicht 

zu entnehmen. Diese Regelung verpflichtet die Mitgliedstaaten jedenfalls nicht 

dazu, Rechtsberatern oder einschlägig tätigen Nichtregierungsorganisationen 

Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen zu gewähren, um (potentiell) allen dort un-

tergebrachten Asylbewerbern ohne vorherige konkrete Beauftragung eine Asyl-

verfahrensberatung anzubieten. 

 

aa) Keiner abschließenden Entscheidung bedarf die Frage, ob der Kläger als 

"Rechtsbeistand oder Berater" oder jedenfalls als einschlägig tätige von dem be-

treffenden Mitgliedstaat anerkannte Nichtregierungsorganisation zu denjenigen 

zählt, denen nach Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU der Zugang ermög-

licht werden muss, um den Antragstellern zu helfen. Dem dürfte nicht bereits 

entgegenstehen, dass der Kläger – ein eingetragener Verein – in dem für die Be-

urteilung der Sachlage maßgeblichen Zeitpunkt der Berufungsentscheidung 

kein nach der noch nicht in Kraft befindlichen Neufassung des § 12a AsylG ge-

förderter Träger der Asylverfahrensberatung war. § 12a AsylG verpflichtet den 

Bund nunmehr zu einer Förderung der behördenunabhängigen Asylverfahrens-

beratung. Diese Förderung ist an bestimmte Qualitätsvoraussetzungen geknüpft 

(§ 12a Abs. 1 Satz 2 AsylG). Das bedeutet für beratende Organisationen und Ver-

bände, die diese Förderung nicht in Anspruch nehmen (wollen), indessen kein 
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Verbot der Asylverfahrensberatung, sofern diese im Einklang mit der Rechts-

ordnung (insbesondere mit § 6 Abs. 2 des Rechtsdienstleistungsgesetzes - RDG) 

erbracht wird. 

 

Offen bleiben kann auch, ob dem Erfordernis des "einschlägigen" Tätigseins der 

Organisation (siehe dazu auch Art. 5 Abs. 2 RL 2013/33/EU) und der Finalität 

des Zugangs "um den Antragstellern zu helfen" ein spezifischer Bezug zu den 

Regelungsgegenständen der Aufnahmerichtlinie innewohnt, sodass die beab-

sichtigte Hilfe bzw. Beratung die Aufnahmebedingungen während des Asylver-

fahrens und die in diesem Rahmen gewährten Vorteile zum Gegenstand haben 

muss (vgl. etwa Erwägungsgründe 11 und 31 der RL 2013/33/EU). Die in der 

Asylverfahrensrichtlinie getroffenen begrenzten Zugangsregelungen für bera-

tende Personen und Organisationen wären dann hinsichtlich der eigentlichen 

Asylverfahrensberatung abschließend und würden insoweit nicht – hinsichtlich 

des Zugangs zu Aufnahmeeinrichtungen –  durch Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 

2013/33/EU ergänzt. Dem Willen des Richtliniengebers dürfte ein solcherma-

ßen beschränktes Verständnis des Zugangsrechts nach Art. 18 Abs. 2 Buchst. c 

RL 2013/33/EU allerdings nicht entsprechen. Im Vorschlag der Kommission für 

die ursprüngliche Aufnahmerichtlinie, der in Art. 16 Abs. 7 RL-Entwurf bereits 

eine derartige Zugangsregelung vorsah, die dann auch als Art. 14 Abs. 7 

RL 2003/9/EG wirksam geworden ist, wurde zu deren Begründung nämlich 

ausgeführt: "Asylbewerber sind auf den Kontakt zu ihrem Rechtsbeistand ange-

wiesen, damit sie ihren Teil zur Prüfung des Asylantrags beitragen können. Der 

Rechtsbeistand sollte daher Zugang zu allen Unterbringungseinrichtungen er-

halten. Auch der UNHCR und die einschlägigen Nichtregierungsorganisationen 

wünschen diesen Zugang" (Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festle-

gung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mit-

gliedstaaten, KOM(2001) 181 endg. - 2001/0091(CNS)). Daraus wird deutlich, 

dass der in der Aufnahmerichtlinie geregelte Zugang zu Aufnahmeeinrichtun-

gen jedenfalls nach dem Willen des Richtliniengebers wohl (gerade) auch der 

Asylverfahrensberatung dienen sollte. Eine abschließende Klärung dieser Frage 

kann hier indes unterbleiben, weil sie aus den nachfolgenden Gründen nicht 

entscheidungserheblich ist. 
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bb) Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU begründet für Rechtsbeistände und 

Berater oder einschlägig tätige Nichtregierungsorganisationen jedenfalls keinen 

Anspruch auf Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen, um Asylsuchenden eine Asyl-

verfahrensberatung anzubieten. 

 

 (1) Bereits der Wortlaut der Vorschrift spricht eher gegen ein derart weites Ver-

ständnis des zu ermöglichenden Zugangs. Danach müssen u. a. Berater und ein-

schlägig tätige, anerkannte Nichtregierungsorganisationen Zugang erhalten, 

"um den Antragstellern zu helfen". Die Verwendung des bestimmten Artikels 

bei der Eingrenzung des Zugangszwecks ("den" Antragstellern) deutet an, dass 

sich der Zugangswunsch auf bereits zuvor konkretisierte Antragsteller richten 

muss und die Vorschrift nicht auch eine Art "werbende Präsenz" mit Herstel-

lung des Erstkontakts erst in der Einrichtung gewährleisten will.  

 

 (2) Die Entstehungsgeschichte der Regelung bestätigt das vorgenannte Ver-

ständnis. In der ursprünglichen Fassung der Aufnahmerichtlinie (RL 

2003/9/EG) war die den Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen betreffende Rege-

lung noch nicht im unmittelbaren Anschluss an die Regelung über die Verbin-

dungsaufnahme bzw. Kommunikation (Art. 14 Abs. 2 RL 2003/9/EG) getroffen, 

sondern in einem Absatz 7, der auch die Familienangehörigen noch nicht ein-

schloss, enthalten. Dieser bestimmte, dass "Rechtsbeistände oder -berater von 

Asylbewerbern sowie Vertreter des Amtes des Hohen Flüchtlingskommissars 

der Vereinten Nationen oder von diesem gegebenenfalls beauftragte und von 

dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannte Nichtregierungsorganisationen" Zu-

gang zu den Aufnahmezentren und sonstigen Unterbringungseinrichtungen er-

halten, um den Asylbewerbern zu helfen. Diese Formulierung machte das Erfor-

dernis einer vorherigen Mandatierung noch deutlicher, weil die den Zugang be-

gehrende Beratungsperson danach eindeutig bereits vor dem Zugang zu der 

Aufnahmeeinrichtung Rechtsbeistand oder -berater eines oder mehrerer be-

stimmter Asylbewerber gewesen sein musste. Die – bereits zitierte – Begrün-

dung des Richtlinienvorschlags der Kommission zu diesem Absatz (Art. 16 

Abs.  7 RL-Entwurf, der Art. 14 Abs. 7 RL 2003/9/EG entspricht) bekräftigt 

dies, denn dort wird der Zugang des Rechtsbeistands damit begründet, dass 

Asylbewerber auf den Kontakt zu "ihrem" Rechtsbeistand angewiesen seien 
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(s. o.). Das darin zum Ausdruck kommende Erfordernis einer vorherigen Man-

datierung ist auf Rechtsberater und rechtsberatende Nichtregierungsorganisati-

onen ohne Weiteres übertragbar. Demnach bezweckt der Zugang, den Antrag-

stellern den Kontakt mit "ihren" Rechtsbeiständen oder Beratern zu ermögli-

chen; dies umfasst nicht auch die Möglichkeit, einen Rechtsbeistand oder Bera-

ter ohne vorherige Kontaktaufnahme in der Aufnahmeeinrichtung selbst zu fin-

den. 

 

Im Vorschlag der Kommission vom 3. Dezember 2009 für eine Neufassung der 

Aufnahmerichtlinie war die erwähnte Regelung – nunmehr in Art. 18 Abs. 7 – 

unverändert vorgesehen (Richtlinienvorschlag vom 3. Dezember 2009, 

KOM(2008) 815 endg.; 2008/0244/COD, S. 31). In dem geänderten Vorschlag 

für eine Neufassung dieser Richtlinie ist der Zugang dann unmittelbar hinter die 

Möglichkeit zur Kommunikation mit den dort Genannten gerückt und in Art. 18 

Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU verankert worden. Die Umstellungen und Än-

derungen, zu denen auch die Streichung des Zusatzes "von Asylbewerbern" 

zählten, dienten ausweislich der Begründung der Kommission der Kohärenz 

und Vereinfachung. Dafür, dass damit der Zugang von rechtsberatenden Perso-

nen und Organisationen hätte erweitert werden sollen, gibt es keinerlei Anhalts-

punkte. 

 

 (3) Der vom Kläger begehrte "anlasslose" Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen 

ist nach dem Sinn und Zweck des Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU nicht 

erforderlich. Der Zugang der Rechtsbeistände, Berater und beratend tätigen an-

erkannten Nichtregierungsorganisationen zu Unterbringungseinrichtungen soll 

die – in Art. 18 Abs. 2 Buchst. b RL 2013/33/EU gewährleistete – Kontaktauf-

nahme der Asylsuchenden zu diesen Beratungspersonen ergänzen. Er bezweckt 

die Sicherstellung einer hinreichend wirksamen Möglichkeit, die ihnen garan-

tierten Leistungen der Asylverfahrens- und Rechtsberatung in Präsenz in An-

spruch zu nehmen. Dieser Leitgedanke der Effektivität der asylverfahrensrecht-

lichen Beratung liegt verschiedenen Regelungen des Sekundärrechts zugrunde 

(vgl. etwa Art. 5 Abs. 2 und 21. Erwägungsgrund RL 2013/33/EU sowie Art. 8 

Abs. 2, Art. 12 Abs. 1 Buchst. c, Art. 20 Abs. 3 Unterabs. 3, Art. 23 Abs. 2, Art. 24 

Abs. 3 und 4 und 25. Erwägungsgrund RL 2013/32/EU). Er erfordert nicht, es 

den Anbietern einer Asylverfahrensberatung zu ermöglichen, ihre Beratung in 
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den Unterbringungseinrichtungen selbst offen anzubieten und ihnen damit den 

nicht zuvor auf bestimmte Asylsuchende, die eine Beratung angefragt haben, 

konkretisierten Zugang zu gewähren. Eine hinreichend effiziente Beratung wird 

vielmehr im Regelfall des Asylsuchenden ohne besonderen Schutzbedarf bereits 

dadurch ermöglicht, dass der Asylsuchende Informationen darüber erhält, wel-

che Organisationen oder Personengruppen einschlägige Rechtsberatung leisten 

(Art. 5 Abs. 2 RL 2013/33/EU), dass er die Möglichkeit hat, mit diesen außer-

halb der Aufnahmeeinrichtung oder über die modernen Kommunikationsmittel 

in Kontakt zu treten (Art. 12 Abs. 1 Buchst. c und 25. Erwägungsgrund der RL 

2013/32/EU sowie ggf. Art. 18 Abs. 2 Buchst. b RL 2013/33/EU), und dass er 

sich anschließend außerhalb der Einrichtung oder gemäß der Zusage des Be-

klagten auch innerhalb derselben beraten lassen kann. Bei besonders schutzbe-

dürftigen Asylsuchenden ist eine effektive Inanspruchnahme von Beratungsleis-

tungen ebenfalls sichergestellt, ohne dass es eines "anlasslosen" Zugangsrechts 

der beratenden Personen oder Organisationen bedarf. Art. 24 Abs. 3 RL 

2013/32/EU verpflichtet die Mitgliedstaaten bei Antragstellern, die besondere 

Verfahrensgarantien benötigen, sicherzustellen, dass diese angemessene Unter-

stützung erhalten, um die Rechte aus der Asylverfahrensrichtlinie in Anspruch 

nehmen zu können. Eine solche Hilfe bei der Kontaktaufnahme (fernmündlich 

oder schriftlich) kann etwa durch eine in der Einrichtung präsente Asylsozialbe-

ratung oder durch einen dem Antragsteller aufgrund seiner Schutzbedürftigkeit 

konkret zugeordneten Vertreter (vgl. für unbegleitete Minderjährige etwa Art. 

25 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a und b RL 2013/32/EU) geleistet werden. Die Garantie 

einer noch weitergehenden Vereinfachung im Sinne einer größtmöglichen Nie-

derschwelligkeit des Zugangs zu Asylverfahrensberatung ist dem Sekundärrecht 

hingegen nicht zu entnehmen.  

 

 (4) Eine über den bezeichneten Sinn und Zweck hinausgehende, weite Ausle-

gung des Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU lässt sich auch mit systemati-

schen Erwägungen nicht begründen. Binnensystematisch legt schon der Um-

stand, dass Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU auch den Zugang von Fami-

lienangehörigen regelt, nahe, dass die gesamte Vorschrift sich auf den Zugang 

zu bestimmten, zuvor feststehenden Asylbewerbern bezieht. Diese personelle 

Zuordnung, die bei Familienangehörigen mit der familiären Beziehung i. S. v. 

Art. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU und dem Besuchswunsch des Asylsuchenden 
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hergestellt ist, erfolgt bei den beratenden Personen durch einen zuvor geäußer-

ten Beratungswunsch nebst Terminvereinbarung. 

 

Eine weite Auslegung des Art. 18 Abs. 2 Buchst. c Satz 1 RL 2013/33/EU dahin-

gehend, dass auch der anlasslose Zugang von Beratern und Nichtregierungsor-

ganisationen zwecks Anbietens einer Asylverfahrensberatung gewährleistet wer-

den muss, ist auch mit Blick auf die enge Schrankenregelung in Satz 2 der Rege-

lung nicht naheliegend. Der Zugang darf danach nur aus Gründen der Sicher-

heit der betreffenden Räumlichkeiten oder der Antragsteller eingeschränkt wer-

den. Diese Beschränkungsmöglichkeiten sind restriktiv auszulegen und dürfen 

den Zugang nicht unmöglich machen oder stärker beschränken, als es die gel-

tend gemachten Sicherheitsgründe unbedingt erfordern (vgl. Tsourdi, in: 

Thym/Hailbronner, EU Immigration Law and Asylum Law, 3. Ed. 2022, 

RL 2013/33/EU, Art. 18 Rn. 11). Der zeitliche und gegenständliche Bedarf an 

Räumlichkeiten in der Aufnahmeeinrichtung für die Beratung wäre aber höher, 

wenn nicht nur die zuvor verabredeten Beratungen in der Unterbringungsein-

richtung durchgeführt würden, sondern auch die – erst auf Beratungsanfragen 

zielende – "werbende Präsenz" ermöglicht werden müsste. Dies könnte einen 

Beschränkungsbedarf nach sich ziehen, der von der Schrankenregelung des 

Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU nicht abgedeckt ist. So haben die Be-

treiber der Aufnahmeeinrichtungen, die für den Schutz der Grundrechte der 

Asylsuchenden mitverantwortlich sind, auch Ruhestörungen abzuwenden und 

für geordnete Abläufe in der Einrichtung zu sorgen; zudem könnten Kapazitäts-

engpässe bei den Räumlichkeiten auftreten. Dabei kann nicht nur auf den Klä-

ger und den von ihm geltend gemachten zeitlich begrenzten Zugangswunsch 

seines Beratungspersonals nebst Infobus abgestellt werden. Jeder andere Bera-

ter und jede andere asylrechtlich beratend tätige Organisation wäre dann gleich-

ermaßen zu einem solchen Zugang berechtigt, auch mehrere gleichzeitig.  

 

Zu keinem anderen Ergebnis führt der Hinweis des Klägers auf den teils ver-

gleichbar, teils aber auch abweichend formulierten Zugang zu Antragstellern in 

Hafteinrichtungen gemäß Art. 10 Abs. 4 RL 2013/33/EU. Nach dieser Vorschrift 

tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass Familienangehörige, Rechtsbei-

stand oder Berater und Personen, die von dem betreffenden Mitgliedstaat aner-
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kannte, einschlägig tätige Nichtregierungsorganisationen vertreten, unter Be-

dingungen, die den Schutz der Privatsphäre garantieren, mit Antragstellern Ver-

bindung aufnehmen und sie besuchen können. Der Zugang zu der Hafteinrich-

tung darf nur dann eingeschränkt werden, wenn dies nach Maßgabe des einzel-

staatlichen Rechts objektiv für die Sicherheit, die öffentliche Ordnung oder die 

Verwaltung der Hafteinrichtung erforderlich ist und der Zugang dadurch nicht 

wesentlich behindert oder unmöglich gemacht wird. Dies trägt der Inhaftierung 

des Antragstellers und den damit verbundenen Verhaltensbeschränkungen in-

soweit Rechnung, als die Verbindungsaufnahme insbesondere auch durch die 

außerhalb der Haftanstalt befindliche Person ermöglicht werden muss (anders 

als nach Art. 18 Abs. 2 Buchst. b RL 2013/33/EU). 

 

In räumlicher Hinsicht gewährleistet die Vorschrift anders als Art. 18 Abs. 2 

Buchst. c RL 2013/33/EU nicht den Zugang zu der Unterbringungseinrichtung, 

um den Antragstellern zu helfen, sondern das "Besuchen" der Antragsteller. Ein 

"Besuch" ist, zumal in einer Haftanstalt, aber regelmäßig auf eine zuvor festste-

hende, bestimmte Person bezogen. Üblicherweise dürfte auch in diesen Fällen 

dem Besuch auch eine Kontaktaufnahme vorausgehen, sei es unmittelbar, sei es 

über Dritte, etwa das Anstaltspersonal. Dies gilt schon deshalb, weil kein Inhaf-

tierter sich ohne sein Einverständnis besuchen lassen muss. Dass die vorherige 

Kontaktaufnahme im Fall dieser Inhaftierte betreffenden Norm auch von dem 

Berater ausgehen kann, macht dessen Zugang noch nicht zu einem "anlasslo-

sen". Zudem findet diese Differenzierung ihren sachlichen Grund darin, dass In-

haftierte anders als in einer Aufnahmeeinrichtung untergebrachte Antragsteller 

den Ort ihrer Unterbringung nicht frei verlassen können. Entsprechendes gilt 

im Übrigen auch für den (weitergehenden) Zugang von Organisationen und Per-

sonen, die Beratungsleistungen für Antragsteller erbringen, zu Antragstellern an 

Grenzübergangsstellen an den Außengrenzen, einschließlich Transitzonen 

(Art. 8 Abs. 2 RL 2013/32/EU). 

 

 (5) Im Ergebnis trifft der Befund des Berufungsgerichts daher zu, dass die drei 

einer effektiven Inanspruchnahme von Beratungsleistungen dienenden Ver-

pflichtungen der Aufnahmerichtlinie zur Information, zur Ermöglichung der 

Kontaktaufnahme und zur Ermöglichung des Zugangs zu Aufnahmeeinrichtun-

gen in bestimmter Weise aufeinander aufbauen. So soll die in Art. 5 Abs. 1 
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Unterabs. 2 RL 2013/33/EU geregelte Verpflichtung zur Information über Or-

ganisationen oder Personengruppen, die einschlägige Rechtsberatung leisten, 

die Gelegenheit zur Kontaktaufnahme mit diesen absichern (vgl. 21. Erwägungs-

grund RL 2013/33/EU). Auch dies verdeutlicht im Übrigen, dass die Kontakt-

aufnahme zunächst von den Antragstellern selbst erwartet werden kann. Diese 

Möglichkeit wird ihnen in Art. 18 Abs. 2 Buchst. b RL 2013/33/EU garantiert. 

Art. 18 Abs. 2 Buchst. c RL 2013/33/EU gewährleistet sodann für eine Teil-

menge der Personengruppen, zu denen die Antragsteller nach Buchst. b in Ver-

bindung treten können müssen, den Zugang zu den Räumlichkeiten der Unter-

bringung, um den Antragstellern zu helfen. Dass die vorherige Verbindungsauf-

nahme und Beauftragung Voraussetzung für den Zugang ist, hat die vorste-

hende Auslegung der Norm zweifelsfrei ergeben. Der Senat hält die aufgewor-

fene unionsrechtliche Frage für einen "acte clair", mit der Folge, dass er zur Ein-

holung einer Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union nach 

Art. 267 AEUV nicht verpflichtet ist. Nach Wortlaut, Systematik, Entstehungs-

geschichte sowie Sinn und Zweck der Zugangsregelung besteht kein ernsthafter 

Anhaltspunkt für das vom Kläger gewünschte weite Verständnis. Rechtspre-

chung deutscher oder nationaler Gerichte anderer Mitgliedstaaten, die dieses 

bestätigte, ist nicht ersichtlich. Die richtige Auslegung ist deshalb auch unter 

Berücksichtigung der Besonderheiten des Unionsrechts hier derartig offenkun-

dig, dass für einen vernünftigen Zweifel kein Raum bleibt (zu diesem Maßstab 

vgl. EuGH, Urteil vom 6. Oktober 2021 - C-561/19 [ECLI:EU:C:2021:799] - NJW 

2021, 3303 Rn. 39 ff., 51). 

 

3. Ohne Verletzung von Bundesrecht hat das Berufungsgericht auch einen An-

spruch des Klägers auf eine erneute (ermessensfehlerfreie) Entscheidung über 

das Zugangsbegehren verneint und die Klage auf die Anschlussberufung des Be-

klagten insgesamt abgewiesen. Ein Anspruch auf Neubescheidung (§ 113 Abs. 5 

Satz 2 VwGO) besteht nicht, weil der Beklagten den begehrten Zugang ohne vor-

herige Mandatierung ermessensfehlerfrei abgelehnt hat.  

 

Die grundsätzliche Entscheidung der Regierung von Oberbayern, den Zugang zu 

den Aufnahmeeinrichtungen auf ein Minimum zu begrenzen, ist nicht zu bean-

standen. Angesichts der Vielzahl von Asylsuchenden aus unterschiedlichen Län-
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dern, die in den Aufnahmeeinrichtungen untergebracht sind und dort ihren Le-

bensmittelpunkt haben (müssen), sowie derjenigen Dritten, für deren Zugang 

ein dringendes Bedürfnis besteht (zu diesen UA Rn. 85 f. mit Bezug auf die 

Hausordnung), ist es sowohl im Hinblick auf das Ruhebedürfnis der Asylsu-

chenden als auch im Hinblick auf ihre Sicherheit nicht ermessensfehlerhaft, 

weitere Dritte weitestgehend vom Zugang auszuschließen. Die Versagung eines 

anlasslosen Zugangs und Beschränkung des Zugangs zu Zwecken der Asylver-

fahrensberatung auf Fälle vorheriger Beauftragung dient der Gewährleistung 

geordneter Verhältnisse und reibungsloser Abläufe in der Aufnahmeeinrich-

tung. Zutreffend hat der Verwaltungsgerichtshof auch in dem Bestreben des Be-

klagten, keinen Bezugsfall schaffen zu wollen, eine sachgerechte Erwägung gese-

hen (UA Rn. 97). Auf diese Erwägung durfte sich der Beklagte auch ohne eine 

bereits vorhandene "wetteifernde Konkurrenz" stützen. Bei einer nicht allge-

mein zugänglichen Einrichtung hat der Inhaber des Hausrechts bei der Einräu-

mung von Zugangsrechten ein weites Ermessen. Dieses ermöglicht die Verwei-

gerung eines Zugangs nicht erst bei festgestellten konkreten Beeinträchtigungen 

(wie konkreten Sicherheitsgefahren oder bereits eingetretenen Ruhestörungen), 

sondern auch schon in deren Vorfeld. Zutreffend hat das Berufungsgericht die 

ablehnende Entscheidung des Beklagten auch nicht wegen Verkennung des gro-

ßen Stellenwerts als ermessensfehlerhaft erachtet, den das Unionsrecht dem Zu-

gang der Asylsuchenden zu Verfahrens- und Rechtsberatung beimisst (UA 

Rn.  96). Durch seine Klarstellung im erstinstanzlichen Verfahren, dass der Zu-

gang im Fall einer vorherigen Beratungsanfrage nicht verweigert wird, hat der 

Beklagte diesen Stellenwert vielmehr anerkannt und sein Ermessen dergestalt 

ergänzt, dass die Ablehnung im verbleibenden, nur noch streitgegenständlichen 

Umfang jedenfalls frei von Ermessensfehlern ist. Die ablehnende Entscheidung 

des Beklagten verletzt schließlich weder den rechtsstaatlichen Grundsatz des 

Vertrauensschutzes noch Art. 3 Abs. 1 GG (s. o. unter 2. 2.1 c). 

 

Die Einwände der Revision gegen diese Erwägungen gehen weithin daran vor-

bei, dass dem Kläger der Zugang zwecks Durchführung einer Asylverfahrensbe-

ratung nicht verwehrt wird. Der Vergleich mit Altenheimen und Krankenhäu-

sern, in denen Besuche jederzeit möglich seien, führt zu keinem anderen Ergeb-

nis. Denn auch in diesen Einrichtungen ist es nicht üblich, dass Rechtsberater 

59 



 
 

Seite 28 von 28 
 

oder vergleichbare Unterstützer Zutritt erhalten, um dort ihre Dienste einem of-

fenen Personenkreis anzubieten. Ein solches Ansinnen stellt im Übrigen gerade 

keinen Besuch dar. Daher wird entgegen der Auffassung des Klägers mit der 

hier angegriffenen Ablehnung auch nicht in ein (vermeintliches) Recht der Asyl-

suchenden eingegriffen, jederzeit besucht zu werden.  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

 

Dr. Keller          Prof. Dr. Fleuß    Böhmann 

 

     Dr. Wittkopp     Fenzl 

 

 

 

 

B e s c h l u s s 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 5 000 € 

festgesetzt (§ 47 Abs. 1, § 52 Abs. 2 GKG). 

 

 

Dr. Keller          Prof. Dr. Fleuß    Böhmann 

 

     Dr. Wittkopp     Fenzl 
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